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ie Kriegführung der Interventionstrupp en in
Afghanistan mit ihren hohen »Kollateralschä-

den« , sowie das Fehlen einer wirklichen Hilfe zur B e-
kämpfung von Armut auf dem Lande treib en den Tali-
b an immer neue Kämpfer auch für Selb stmordatten-
tate zu . Die UN-mandatierte Schutztruppe Isaf unter
Führung der Nato ist für die Afghanen nicht mehr un-
terscheidb ar von den Kampftrupp en von Operation
Enduring Freedom (OEF) . Üb er die Entsendung von
Tornado-Aufklärungsflugzeugen neb en seinen B o-
dentruppen ist D eutschland mittlerweile fest in die
militärischen Kämpfe eingebunden, zumal es seit Juli
auch noch eine militärische Eingreiftruppe (Quick
Reaction Force) stellt. Seit 2 0 0 1 war auch d as KSK
(Kommando Spezial-Kräfte) der Bundeswehr in Af-
ghanistan in geheimen Missionen unter OEF-Führung
im Einsatz . D er Interventionskrieg der USA und der
Nato in Afghanistan geht ins achte Jahr, er dauert also
schon länger als der Zweite Weltkrieg. M anche Politi-
ker rechnen mit no ch weiteren 1 0 bis 1 5 Jahren.

Etwa Zweidrittel der deutschen B evölkerung leh-
nen den westlichen Interventionskrieg und die deut-
sche B eteiligung daran ab . Je mehr D eutschland sich
in die Verstrickungen dieses Krieges b egibt, desto
stärker wird es als Feind der islamischen Welt wahrge-
nommen. D as b edeutet für die D eutschen zunehmen-
de B edrohung, Freiheitsb eschränkungen durch die
eigene Regierung zwecks vermeintlicher Terror-Ab-
wehr und eine sich weiter verstärkende Einbindung
in d as unfriedliche System der Konfliktb ehandlung
mit militärischen Mitteln .

D ieser unheilvollen Entwicklung ist entgegenzu-
wirken. Im Rahmen des Monitoring-Proj ekts : Zivile
Konfliktb earb eitung, Gewalt- und Kriegsprävention
der Kooperation für den Frieden werden in D o ssiers
zivile , eb en nicht-militärische Möglichkeiten der Kon-
fliktb earb eitung aufgezeigt.

1 )

Afghanistan ist seit der britischen und ru ssischen
Kolonialpolitik des 1 9 . J ahrhunderts immer wieder
militärischen Interventionen au sgesetzt gewesen, ge-
gen die sich die Afghanen militärisch verteidigt ha-
b en . Unter den Interventionen hat die Entwicklung
des Landes sehr gelitten . Innere Sp annungen zwi-
schen Ethnien, War-Lord s , Opium-B aronen und reli-
giö sen Gruppierungen sind eskaliert. Wir plädieren
deshalb in diesem D o ssier für eine konsequente Frie-
dens- und Entwicklungsp olitik, die den B edürfnissen

der afghanischen Gesellschaft entspricht. D eutsch-
land könnte d ab ei − auch zum Vorteil der eigenen Ge-
sellschaft − eine wichtige Rolle spielen, wenn es seine
gegenwärtige Politik und Au srichtung auf weltweite
Interventionen aufgeb en und auf eine Politik der zivi-
len Konfliktb earb eitung umschwenken würde . Ge-
genwärtig sind Tendenzen zu einem solchen Um-
schwung nicht erkennb ar, eher das Gegenteil .

Zur Lage in Afghanistan

� Am 9 . Mai hab en sich in Kabul 3 . 0 0 0 Stammesvertre-
ter, Intellektuelle und Politiker aus allen Teilen Afgha-
nistans zur »Nationalen Friedens-Jirga« und damit zu
einer landesweiten Friedensb ewegung zu sammenge-
schlo ssen. Sie repräsentiert die breite , kriegsmüde
B evölkerungsmehrheit vor allem au s dem Süden und
O sten, die sich dringend nach Frieden und nach ei-
nem Abzug der au sländischen Sold aten sehnt.
� Afghanistan ist ein Vielvölkerstaat und hat somit ei-
ne B evölkerung mit sehr unterschiedlichen Loyalitä-
ten. Paschtunen (ca. 4 0 %) , Tad schiken (2 5 %) , mon-
golstämmige Hazara ( 1 5 %) und Usb eken ( 5 %) sind
die größten Völker neb en vielen weiteren kleineren.
D ari, Paschtu und Usb ekisch sind die vorherrschen-
den Sprachen . Verbindend wirkt, d ass fast alle Mu sli-
me sind (ca. 84 % Sunniten, 1 5 % Schiiten) . Die Religi-
on ist ein wichtiges verbindendes Element. E s b este-
hen große Unterschiede zwischen städtischer und
ländlicher B evölkerung, welche die große Mehrheit
der etwa 2 9 Millionen Einwohner au smacht. Eine mo-
dernes pro duktives Bürgertum existiert in diesem
Lande fast nicht.
� In der Armutsstatistik liegt Afghanistan auf Platz 1 74
von 1 78 Ländern (UN-Armutsindex) . Die Armut auf
dem Lande ist b esonders groß . Unter wachsenden
Teilen der B evölkerung herrscht sogar Hungersnot.
Landwirtschaft und Tierhaltung sind die wichtigsten
Arb eitsgebiete . D ie Afghanen sind insb esondere
durch die Leb ensweise auf dem Lande mit den Stam-
mestraditionen stark verbunden.
� Historische Erfahrungen, ständige Zivilverlu ste
durch B omb ardements , mangelnde Sicherheit, Ar-
mut und die starken traditionalen Bindungen veran-
lassen viele Afghanen, sich gegen die Interventen von
außen zu wenden. »Mo dernisierung« nach fremden
Vorbildern ist in der Geschichte Afghanistans immer
wieder auf großen Widerstand gestoßen . Landeswei-
te Kooperationsb ereitschaft zur westlich geprägten
Mo dernisierung, wenn sie nicht der unmittelb aren
und fühlb aren Förderung der Leb ensb edingungen
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Zivile Konfliktbearbeitung −
eine Chance für Frieden in Afghanistan?
Eine Zivile Strategie für Frieden, Sicherheit und Entwicklung

1 ) Andre as Buro : D o ssier IV. D er Afghanistan-Konflikt, Hrsg . : Ko ope-
ration für den Frieden, 2 0 0 8 , Römerstr. 8 8 , 5 3 1 1 1 B onn, Tel .
0 2 2 8-69 2 9 0 4 . D er vorliegende Text stützt sich auf dieses D o ssier.
B isher sind erschienen D o ssiers zum Iran-, türkisch-kurdischen-
und israelisch-p alästinensischen Konflikt.
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dient, ist also nicht selb stverständlich . D ie B edeutung
der Stämme , die auf ihrer Eigenständigkeit b estehen,
ist nach wie vor groß .
� Die Gesellschaft ist von den j ahrelangen Kriegen ge-
prägt. D er mangelhafte politische Prozess nach 2 0 0 1
hat zu einer Situ ation geführt, in der neb en offiziellen
Strukturen neue informelle , unsichere , p artielle Herr-
schaftsformen (Warlord s , Opiumkartelle) im Sinn ei-
nes »informellen Kräftegleichgewichts aufgeb aut
wurden.
� Die Regierung in Kabul ist weitgehend abhängig
von der Unterstützung durch die Interventionsmäch-
te , die üb er 9 0 % ihres Budgets finanzieren, und sie mi-
litärisch und örtlich auf die Hauptstadt sowie regiona-
le Zentren (v. a. Provinzhauptstädte) b egrenzt nur
notdürftig und keineswegs nachhaltig abzu sichern
versuchen .
� Die Zu sammensetzung der Regierungsinstitutio-
nen ist in erheblichem M aße d adurch b estimmt, d ass
die USA ihren Angriff auf Afghanistan in Koop eration
mit den War-Lords des Nordens − also Kräften aus den
nicht-p aschtunischen Teilen des Landes − b etrieb en
hab en, die an der Zerstörung Kabuls zwischen 1 9 9 2
und 1 9 9 6 b eteiligt waren . D iese Warlords spielen nun
eine wichtige Rolle in den Regierungsinstitutionen .
Von ihnen demokratisches Verhalten o der Interesse
zu erwarten ist illu sorisch .
� Angesichts der erheblichen Inkompetenz der offizi-
ellen Gerichte , der schlechten B ezahlung von Polizei
und Militär sowie der problematischen Zu sammen-
setzung der Regierung und ihrer Institutionen spielt
Korruption von ob en bis unten eine zentrale Rolle .
Die Interventionsstaaten und andere geb en neb en
den militärischen Au sgab en auch Gelder für die Ent-
wicklung Afghanistans . Diese b etrugen 2 0 0 2 bis 2 0 0 6
für Entwicklungshilfe ca. 7 Milliarden US-D ollar und
für Gesundheit/Ernährung ca. 4 3 0 Millionen D ollar.
D agegen wurden für den militärischen B ereich ca. 8 2
Milliarden D ollar au sgegeb en (Quelle : IM I-Analyse
2 0 07/0 2 9) . Vor allem kommen die Mittel nur in ganz
geringem Maße der ländlichen B evölkerung zugute ,
die ab er die große Mehrheit bildet Dieses Missverhält-
nis gilt auch für die etwa 2 6 Provincial Reconstructi-
on Teams (PRT) , die vom Militär gestellt und deren
zweifelhafte Erfolge prop agandistisch in den Geb er-
ländern ho chgelobt werden .
� Mittlerweile werden unter dem B egriff »Talib an« oft
alle diej enigen Afghanen verstanden, die sich gegen
die au sländischen Streitkräfte zur Wehr setzen, also
aufständische Aktionen unternehmen . Dies b edeutet
j edo ch nicht, d ass die Talib an in Wirklichkeit eine ein-
heitliche Gruppe bildeten. Richtiger erscheint es, die
Heterogenität der Talib an und ihre unterschiedli-
chen Motivationen anzuerkennen, ab er auch deren
teilweise Verankerung in der B evölkerung, sp eziell in
der p aschtunischen. D ie B indungen der B evölkerung
an die Talib an hab en vor allem etwas mit Traditionen,
Religion, Armut, Perspektivlo sigkeit durch wachsen-
de Unsicherheit und mit lokalen M achtverhältnissen
zu tun .

� Talib an und Al Quaid a sind nicht identisch . Wäh-
rend die Talib an sich vorwiegend auf die afghanische
Situation konzentrieren, folgt Al Qu aida einer eher in-
ternationalen Orientierung, die auch in Konflikt mit
örtlichen Interessen der Talib an geraten kann.

Ziele und Aktivitäten von USA und Nato

� D er Krieg in Afghanistan ist so schwer zu b eenden,
weil er ursprünglich Teil der als Greater Middle E ast
Iniative b ezeichneten Strategie der Neokonservati-
ven in USA war, b ei der es um Ziele der US-Imperialp o-
litik ging und weil es gar nicht um Frieden und D emo-
kratie in dem Lande geht.
� Ein Teil der Interventionstruppen steht unter dem
M and at der UN-Sicherheitsrats (Resolution 1 3 8 6 v.
2 0 . 1 2 . 2 0 0 1 ) . E s sind dies die International Security As-
sistance Force (Isaf) , die von der Nato geführt wird
und einen Frieden erzwingenden Auftrag hat, was
heute vielfach Aufstand sb ekämpfung heißt. Die Ope-
ration Enduring Freedom (OEF) steht unter Führung
der USA. Sie soll den Krieg gegen die Talib an und Al
Qu aid a führen . Ursprünglich sollten Isaf und OEF ge-
trennt operieren . Seit 2 0 07 verwischen sich die Zu-
ständigkeiten. ISAF wird mehr und mehr zur Krieg
führenden Truppe .
� Die Interventionstrupp en sehen sich vor viele zivile
Probleme gestellt, auf die sie als Militär keine Antwort
hab en . Sie b emühen sich deshalb , die ihnen fehlen-
den Fähigkeiten durch die Heranziehung ziviler Orga-
nisationen zu erlangen . D as wird als zivil-militärische
Zu sammenarb eit b ezeichnet. Die ZMZ zivilisiert ab er
nicht den militärischen Einsatz, sondern dient der
Steigerung der Wirksamkeit der militärischen Inter-
vention . Mit einer Politik der Zivilen Konfliktb earb ei-
tung hat dies nichts zu tun .
� In den letzten Jahren hat sich die militärische Situ a-
tion und d amit auch die Sicherheitslage für die B evöl-
kerung von Afghanistan drastisch verschlechtert. So
hat sich die Zahl der militärischen Anschläge einer
Studie des H amburger Instituts für Friedensfor-
schung und Sicherheitspolitik zufolge von etwa 2 . 60 0
im Jahr 2 0 0 6 auf rund 4 . 0 0 0 im J ahr 2 0 07 erhöht. Ins-
gesamt zählte die Uno schon im Jahr 2 0 0 6 bis zu 2 . 2 0 0
»illegale« b ewaffnete Gruppen . Mit bis zu 2 0 0 . 0 0 0
Kämpfern, die üb er mehr als 3 , 5 Millionen leichte
Waffen verfügen, kontrollieren sie nach Schätzungen
der internationalen Expertengruppe Senlis Council
mittlerweile 5 4 Prozent des afghanischen Territori-
ums ; in weiteren 3 8 Prozent sind sie präsent (J . Ro se ,
Freitag, 2 7, vom 4 . 7. 2 0 0 8) .
� D a die Nato als weltweite Interventionstrupp e au s
westlicher Sicht nicht b esiegt werden d arf, ist eine
ständige militärische E skalation zu erwarten, denn
»Vietnam 1 973 « − die US-Truppen mu ssten damals
fluchtartig Vietnam verlassen − soll auf alle Fälle ver-
mieden werden . Präsidentschaftskandidat Ob ama
will eb enfalls mehr Soldaten nach Afghanistan ent-
senden . US-Verteidigungsminster Rob ert Gates
schlug vor, statt der bisherigen » Strategie des Auf-
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b aus« , auf eine klassische Anti-Aufstandsstrategie um-
zu stellen (SZ 1 3 . 1 2 . 2 0 07, S . 8) . Auch alles dies deutet
d arauf hin, die Interventionsmächte setzen ganz auf
die militärische Karte − eine furchterregende Per-
sp ektive !

Ziele einer zivilen Strategie , die hier als Grundlage
für die Politik-Orientierung und Argumentation der
Friedensb ewegung vorgeschlagen wird , muss ihren
Ansatz mit ihrem üb ergreifenden Ziel verbinden, mi-
litärische Interventionspolitik zurückzudrängen und
zivile Konfliktb e arb eitung zur gängigen Praxis wer-
den zu lassen. Au s dieser Sicht sind die Ziele dieser zi-
vilen Afghanistan-Strategie : � Frieden und Kooperati-
on zu fördern und d amit die Sicherheit im Lande zu
stärken. � D arauf zu drängen, dass den Völkern Afgha-
nistans nicht die Möglichkeit zu einer selb stb estimm-
ten Entwicklung und staatlichen Ordnung in Ein-
klang mit ihren historischen Traditionen verstellt
wird . � Einen Au sweg au s der militärischen Konfron-
tation zu eröffnen. � Zivile Konfliktb earb eitung
(ZKB) zu erprob en und als vo rteilhafte Alternative b e-
kannt zu machen. � Möglichst viele Nato-Länder auf
diesen zivilen Kurs zu bringen . � D ie Selb stständig-
keit der EU-Staaten gegenüb er der US-Interventions-
politik zu fördern, auch wenn keine Illu sion üb er die
B ereitschaft vieler EU-Staaten, sich an militärischer
Interventionspolitik weiterhin zu b eteiligen, b este-
hen d arf.

D iese Prinzipien sind d ab eizu b eachten: � Konflikt-
transformation von der militärischen auf die politi-
sche Eb ene . � Eine zivil-militärische Zu sammenarb eit
(ZMZ oder englisch Cimic) ist abzulehnen. Aktuell er-
leb en wir, wie die militärische Seite versucht, unter
diesem Schlagwort sich die für sie notwendigen zivi-
len Fähigkeit anzugliedern, b ei D ominanz des Militä-
rischen. � Vertrauensbildung durch einseitige Schrit-
te und Vorleistungen . � B ekenntnis zu einer Politik
der Au ssöhnung und des gegenseitigen Respekts . �
Vorteil o der zumindest Annehmb arkeit der Vorschlä-
ge für alle Seiten . � Alle Akteure sind einzub eziehen,
auch die staatlichen. Sich nur auf die NGO s und sozia-
len B ewegungen zu b eziehen, verkennt die Realität. �
D ie Mittel b estimmen die Ziele und nicht umgekehrt !
(Ziel/Mittel Relation) . � Leitfaden sind die Menschen-
und Minderheitenrechte .

D ie Situation in Afghanistan kann nicht schlagartig
verändert werden. D ie führende Nato-M acht USA ist
bislang nicht b ereit, ihre Truppen abzuziehen. D es-
halb ist j ede Diskussion unter dem Vorzeichen »Wenn
morgen alle Truppen abziehen« unrealistisch . D ie
Weichenstellung hin zu Ziviler Konfliktb earb eitung
mu ss b ereits unter den B edingungen fortgesetzter
Kampfhandlungen erfolgen . D arauf zielen die folgen-
den Vorschläge .

Die Ausgangsthesen lauten:
Erstens : D a eine b aldige Änderung der US-Inter-

ventionspolitik nicht zu erwarten ist, mu ss ein ge-

wichtiger b eteiligter Staat ausscheren, um zu zeigen,
d ass eine nicht-militärische B earb eitung des Kon-
flikts au s der j etzigen S ackgasse führen kann.
D eutschland könnte diese wichtige Rolle durch eine
friedenspolitische Wende seiner bisherigen Afgha-
nistan-Politik spielen und gleichzeitig eine Exitstrate-
gie für die Nato eröffnen . Die Unterstützung für eine
solche Wende scheint in der deutschen Gesellschaft
vorhanden zu sein, denn etwa 2/3 der B evölkerung
lehnen den Bundeswehreinsatz ab . Auch wenn die
Bundesregierung diesen Vorschlägen nicht folgt, wä-
re eine Öffentlichkeit, die sich diese Vorschläge zu ei-
gen macht und die Regierung d aran misst, ein erhebli-
cher Druckfaktor, und zwar auch auf andere EU-Nato-
Länder.

Zweitens : Erst wenn die afghanische B evölkerung
eine Verb esserung ihrer Leb ensverhältnisse unter
Wahrung ihrer Autonomie und ihrer Würde erken-
nen kann, wird sie sich auch so engagiert für Frieden
und gegen Konfrontation einsetzen, d ass eine Chance
entsteht, Frieden Wirklichkeit werden zu lassen . Eine
wesentliche Verb esserung erfährt sie j edoch nicht
durch die bisherigen Tätigkeiten der Isaf-Truppen, ge-
schweige denn durch die OEF-Kampfeinsätze .

Die wichtigsten Anforderungen an die
deutsche Politik

Im Folgenden wird D eutschland eine b esondere Rol-
le zugemutet, die in Kontrast zu seiner bisherigen Po-
litik steht. Wenn es die Rolle annähme , käme es zu
Kontroversen mit den USA und der Nato , denn
D eutschland würde damit aus der imperialen M acht-
strategie der ho chindu strialisierten Staaten, insb e-
sondere der USA au sscheren. D afür könnte es die Ko-
op eration vieler Staaten gewinnen, die sich durch die
Ho chrü stung und den Machtanspruch der USA in ih-
rer eigenständigen, freien Entfaltung b edroht sehen .
� D eutschland nennt ein festes , nahe liegendes D a-
tum, bis zu dem die deutschen Trupp en au s Afghanis-
tan abgezogen sein werden. E s gibt d amit ein deutli-
ches Signal der Neuorientierung. Die Bundeswehr-
einheiten erhalten die Anweisung, sich ab sofort nicht
in Kämpfe einzumischen. Sie stimmt gegen einen Ein-
satz von Awacs-Flugzeugen mit deutscher B esatzung.
� B erlin gibt gleichzeitig b ekannt, es werde seine zivi-
le Hilfe j e nach B ed arf bis zu dem B etrag aufsto cken,
der durch den Abzug der Truppen frei würde . D as
sind etwa 5 0 0 Millionen Euro j ährlich . Diese Mittel
stünden für Entwicklungsproj ekte in Afghanistan zur
Verfügung, die von Orten und/o der Regionen des
Landes gemeinsam für wichtig und nützlich gehalten
werden und tatsächlich die Leb ensb edingungen der
Menschen vornehmlich auf dem Lande verb essern.
D ort ginge es um schulische , soziale und medizini-
sche Versorgung . D ab ei sollen Frauen in b esonderer
Weise unterstützt werden. Ferner mü ssen Arb eitsplät-
ze , Wasserversorgung und landwirtschaftliche Pro-
duktionen, unabhängig vom Mohnanb au für die Opi-
um-Herstellung geschaffen werden . Von b esonderer
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Relevanz sind hier Vorschläge au s der afghanischen
Gesellschaft. .
� Die Bundesregierung erklärt ihre B ereitschaft, als
Vermittlerin zwischen den Konfliktp arteien, sowohl
innerhalb Afghanistans , als auch mit den Interventi-
onsmächten, zu dienen . Sie nimmt die erforderlichen
Kontakte für diese Mission auf und b eginnt mit bilate-
ralen Gesprächen, um die Vorstellungen und Wün-
sche der einzelnen Akteure zu erfahren und weiter zu
vermitteln .
� Die weltweit erfolgreichen Mo delle der Kleinkredi-
te werden in Afghanistan eingesetzt, um die Wirt-
schaft anzukurb eln .
� D ie Konzentration auf den ländlichen B ereich
schließt nicht aus , auch allgemeine o der städtische
Proj ekte zu unterstützen. D azu kann auch die rechts-
staatliche Ausbildung von Polizisten gehören, soweit
diese nicht zu Kampftruppen umfunktioniert wer-
den .
� Die Festlegung der Proj ekte b ed arf unab dingb ar
der Einb eziehung und der Zu stimmung der örtlichen
o der regionalen Kräfte und auch derer, die sich den
Talib an zuordnen. Wer Au ssöhnung will, darf die bis-
herigen Gegner nicht au sgrenzen ! Auf diese Weise
können auch Dialog und Zu sammenarb eit der ver-
schiedenen Kräfte vor Ort, sowie Vertrauen unterei-
nander gefördert werden.
� Die Bundesregierung appelliert an die Nato , solche
Proj ekte , Orte und Regionen nicht in die Kriegfüh-
rung einzub eziehen, auch wenn an den Proj ekten den
Talib an nahestehende Kräfte b eteiligt sind . Solche
Appelle sollten auch von denj enigen au sgehen, die an
den Proj ekten interessiert sind und dort mitarb eiten .
D as Au swärtige Amt könnte helfen, das Konzept der
Friedenszonen in Afghanistan wirksam zu machen .
� D ie Bundesregierung b emüht sich gleichzeitig d a-
rum, d ass andere in Afghanistan engagierte Nato- und
EU-Staaten ihrem B eispiel folgen .

Mit einer derartigen Politik könnte D eutschland eine
Wende hin zum tatsächlichen Vorrang ziviler Kon-
fliktb earb eitung und von der militärischen Konfron-
tation zum Dialog einleiten . D as wäre ein Signal, das
weit üb er Afghanistan hinau s in vielen islamischen
Ländern gehört werden würde . D amit würde gleich-
zeitig ein Au sweg au s der militärischen S ackgasse
sichtb ar.

Anforderungen sind selb stverständlich auch an
die anderen Akteure in diesem Konflikt − Uno , USA,
die militärisch b eteiligten Mitglieder der Nato , die EU,
die afghanischen Stämme und Gruppierungen, die
Gruppierungen der Talib an, die Kräfte der ehemali-
gen Nord-Allianz und andere Warlords , die Regierung
in Kabul, die in Afghanistan arb eitenden internatio-
nalen NGO s und an die Nachb arstaaten Afghanistans
zu richten (siehe dazu au sführlich D o ssier IV: D er Af-
ghanistan-Konflikt a. a. O .)

Die Rolle und Aufgaben der Friedens-
bewegung im Afghanistan-Konflikt

� Die für Frieden eintretenden Kräfte in Afghanistan,
wie z . B . die Nationale Friedens-Jirga, zu unterstützen,
sie in Europ a b ekannt zu machen, ihr Kontakte und öf-
fentliche Foren zu öffnen und ihre Forderungen zur
Disku ssion zu stellen .
� Sich mit dem hier vorgeschlagenen Konzept zu b e-
fassen und es b ei Zu stimmung in der Öffentlichkeit
und gegenüb er den politischen Parteien, Gewerk-
schaften und Kirchen b ekannt zu machen und zu ver-
treten.
� D as Konzept in den Gesellschaften der Nato-Staaten
zu verbreiten und in Zu sammenarb eit mit dortigen
B ewegungen, Gruppierungen und Institutionen
Kamp agnen für eine Wende zu ziviler Konfliktb ear-
b eitung einzutreten .
� D en Konflikt ständig differenziert zu analysieren .
Die Kritik und die Gefahren der j etzigen Militärinter-
vention in Afghanistan zu thematisieren und gegen
diese Politik zu protestieren .
� Mit dieser Kritik auch Sold aten, die nach Afghanis-
tan geschickt werden sollen, zu konfrontieren .
� Gesellschaftliche und ökonomische Interessen-
gruppen, die von einer Fortsetzung des militärischen
Konflikts zu profitieren hoffen, öffentlich anzupran-
gern.

Perspektiven

D a imperial-strategische Ziele in Süd- und Zentralasi-
en eine große Rolle spielen, ist mit erheblichen Wi-
derständen gegen die vorgestellte Alternative auf sei-
ten der intervenierenden Mächten zu rechnen .

D er Nato geht es um die Kohärenz und die Fähig-
keit, als weltweites militärisches Interventionsinstru-
ment zu dienen und nicht zu versagen. Sie muss also
b eweisen, dass sie einen solchen Konflikt siegreich
b estehen kann. Zivile Konfliktb earb eitung steht quer
zu diesem Ziel .

Mit der hier vorgeschlagenen zivilen Friedensp o-
litik, die gleichzeitig eine Exitstrategie au s den afgha-
nischen Verstrickungen wäre , würde D eutschland al-
ler Voraussicht nach unter starken Druck aus den USA
und der Nato geraten . D o ch hat die Bundesrepublik
nicht die Verweigerung einer direkten B eteiligung
am Irak-Krieg gut ertragen können? Außerdem würde
damit eine fruchtb are Auseinandersetzung innerhalb
der Nato üb er den Sinn weltweiter militärischer Inter-
ventionspolitik angeregt werden .

Die EU, die oftmals ihre Abhängigkeit von der US-
Hegemonialpolitik b eklagt, könnte in der hier vertre-
tenen Politikwende eine Chance sehen, ihre eigene
Selb stständigkeit au szuweiten . Dies würde vorau s-
sichtlich zu Richtungskämpfen innerhalb der EU füh-
ren, was allerdings um einer friedenspolitischen Per-
spektive willen unvermeidlich und notwendig ist. Ei-
ne solche zivile Alternative könnte auch von Seiten
der asiatischen Anliegerstaaten unterstützt werden,
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d a sie die US-Interventionspolitik mit Sorge b etrach-
ten.

Insgesamt handelt es sich um eine ambitiö se und
komplexe zivile Alternative , deren Ziele üb er Afgha-
nistan hinau s in den B ereich grundsätzlicher politi-
scher Weichenstellung gehen. M an könnte durchau s
von einem Schritt auf dem Wege zum Vorrang für zivi-
le Konfliktb earb eitung sprechen . E s lohnt sich also ,
auf den verschiedenen Eb enen d afür einzutreten.

Prof. Dr. A ndreas Buro ist friedenspolitischer Spre-

cher des Ko m itees für Grundrech te und Den okra tie.

Dieser Text ist das Man uskript seines Vortrags bei der

Tagung »Afghan istan und Zivile Ko nfliktbearbei-

tung«, die am 1 6. No vem ber in Köln vo m Bildungs-

werk und dem Landesverband der DFG- VK in Nord-

rhein- Westfalen so wie der DFG- VK-Gruppe Köln ver-

anstaltet wurde.

ntwicklung braucht Frieden und Sicherheit.
Frieden und Sicherheit sind nur zu schaffen,

wenn die Menschen eine Entwicklungspersp ektive
hab en.

Der afghanische Hintergrund

� Afghanistan ist ein »Least D eveloped Country«
(LD C) : Mehr als die H älfte der B evölkerung lebt unter
der Armutsgrenze von 1 , 2 5 US-D ollar/Tag, 70 % sind
Analphab eten, d as Land hat weltweit die hö chste Kin-
dersterblichkeitsrate , die Leb enserwartung b eträgt
nur 45 Jahre , die physische und soziale Infrastruktur
ist nur rudimentär au sgebildet ; Afghanistan hat eine
Stammesgesellschaft mit den Paschtunen, den Tad-
schiken, den Usb eken und den Hazaras als den Haupt-
stämmen .
� Afghanistan ist ein schwacher Staat: Eine staatliche
Verwaltung ist in der Fläche kaum vorhanden, ob-
wohl dort ca. 8 0 % der Afghanen leb en; die Staatsein-
nahmen liegen unter 1 Milliarde US-D ollar ; d as Poli-
zei- und das Ju stizwesen sind unterentwickelt.
� D ie Schattenwirtschaft umfasst üb er 8 0 % des B rut-
toinland sproduktes , d avon sind 3 5 bis 4 0 % der Dro-
genwirtschaft zuzurechnen, d as ist ein Mehrfaches
der Staatseinnahmen; üb er 4 0 % der Afghanen sind ar-
b eitslo s .
� D as Land hat für die Weltmacht USA geop olitisch ei-
ne strategische Lage zu Ru ssland , China, Iran, dem in-
dischen Subkontinent und zu dem erdölreichen Mit-
telasien und Kaspischen Meer.
� Afghanistan ist ein rohstoffreiches Land mit Vor-
kommen an Erdöl, Erdgas , Steinkohle , Gold , Edel- und
H alb edelsteinen, die ab er wegen der mangelnden In-
frastruktur, des Hindukusch-Gebirgsriegels und we-
gen der politischen Unsicherheit bisher kaum genutzt
werden .
� Afghanistan hat neb en großen Wü sten- und Ge-
birgsflächen ein b edeutendes landwirtschaftliches
Potenzial, d as zwar nur etwa 1 2 % der Landesob erflä-

Herbert Sahlmann

Der entwicklungspolitische Ansatz
unter kriegsähnlichen Bedingungen
Chance für eine friedliche Entwicklung?

che umfasst, ab er bisher nur etwa zur Hälfte landwirt-
schaftlich genutzt wird ; trotz dieses Potenzials ist j etzt
nach einem sehr harten Winter 2 0 07/2 0 0 8 und einer
großen Dürre in diesem Jahr die Ernährung der Af-
ghanen in großen Landesteilen nicht gesichert, nach
UN-Angab en werden 3 0 0 Millionen Euro zum Import
von Nahrungsmitteln b enötigt.

Der politische Ansatz zur Stabilisierung

Nach J ahrzehnten von Okkup ation und Bürgerkrieg
wurde im J ahr 2 0 0 1 die mehrj ährige Talib an-Herr-
schaft mit massiver amerikanischer Unterstützung
(Operation Enduring Freedom/OEF) durch die tad-
schikisch-u sb ekisch geführte Nord-Allianz b eendet.

Ende 2 0 0 1 b egann in B onn/Königswinter der so
genannte Petersb erg-Prozess zur Stabilisierung, D e-
mokratisierung und Entwicklung Afghanistans , der
zu dem so genannten Petersb erg-Abkommen führte ;
die Talib an/Paschtunen waren d aran allerdings nicht
bzw. nur unzureichend b eteiligt.

Die internationale Entwicklungspolitik

Nach Unterbrechung der offiziellen Entwicklungszu-
sammenarb eit (EZ) mit Afghanistan während der
sowj etischen Okkup ation und der Talib an-Herr-
schaft, ab er b escheidener zivil-gesellschaftlicher Wei-
terführung der Hilfe , gab es einen Neu ansatz der staat-
lichen EZ für Afghanistan mit einer Reihe von Geb er-
konferenzen : 2 0 0 2 in Tokio , 2 0 0 4 in B erlin, 2 0 0 6 in
London mit dem »Afghan Comp act» und der »Interim
Afghan National D evelopment Strategy» als B asis für
die internationale Koop eration bis zum Jahr 2 0 1 0 .

Deutsche Entwicklungszusammenarbeit

Auf der Geb erkonferenz in Tokio gab es eine deutsche
EZ-Zusage in Höhe von 8 0 Millionen Euro j ährlich bis
2 0 1 0 , davon j eweils 3 0 Millionen für den Polizeiauf-
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